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ENERGIEPOLITIK

M a n f r e d  H o r n

Grundsätzliche Überlegungen 
zur Energiepolitik

Die deutsche Energiepolitik hat laut Energieprogramm eine marktwirtschaftliche 
Grundausrichtung. Diese wurde mit den jüngsten Beschlüssen des Bundeskabinetts 

zur Förderung dauerhafter Energien bekräftigt. Dr !\^anfred Horn fragt, 
inwieweit die energiepolitische Praxis dieser marktwirtschaftlichen 

Rhetorik entspricht, und diskutiert grundsätzliche Fragen der Energiepolitik.

Die Energieversorgung ist von so grundlegender Be­
deutung für einen Industriestaat, daß die Entwick­

lungen in diesem Sektor alle Politikbereiche von der 
Wirtschafts- und Umwelt- bis zur Sozial- und Außenpoli­
tik berühren können. Dementsprechend sind sehr unter­
schiedliche energiepolitische Orientierungen denkbar. 
In der Bundesrepublik Deutschland wird die Energiepoli­
tik jedoch traditionell als Teil der Wirtschaftspolitik be­
trachtet und ist im Wirtschaftsministerium verankert. 
Dennoch sind für die energiepolitische Praxis z. B. auch 
regional-, sozial-, umweit- und fisikalpolitische Ge­
sichtspunkte maßgebend.

Da die deutsche Energiepolitik keine klaren politi­
schen Konturen hat, besteht immer die Gefahr, daß sie 
von gut organisierten Interessengruppen zur Durchset­
zung ihrer Partialinteressen genutzt wird. Eine markt­
wirtschaftliche Grundausrichtung, wie sie im Energie­
programm der Bundesregierung vorgesehen ist, kann 
solche Gefahren mindern helfen. Eine überzogene 
marktwirtschaftliche Rhetorik kann aber auch zur Ver­
schleierung politischer Untätigkeit beitragen und helfen, 
die Energiepolitik für andere Politikbereiche zu instru­
mentalisieren, auch wenn dies sachlich nicht immer ge­
rechtfertigt ist.

Um diesen Tendenzen und den damit verbundenen 
Verlusten an Gestaltungsfähigkeit und Flexibilität entge­
genzuwirken, ist es notwendig, dem Marktmechanis­
mus im Energiesektor durch Abschaffung überflüssig 
gewordener Reglementierungen stärker Geltung zu ver­
schaffen und zugleich die politische Substanz der Ener­
giepolitik zu stärken. Letzteres könnte erreicht werden, 
wenn die Energiepolitik künftig nicht nur auf die Anforde-

Dr. Manfred Horn, 40, ist wissenschaftlicher Mitar­
beiter in der Abteilung Bergbau und Energie am 
Deutschen Institut für Wirtschaftsforschung in Ber­
lin. Der Autor vertritt in diesem Artikel seine per­
sönliche Meinung.

rungen anderer Ressorts reagieren, sondern bei der 
Gestaltung der Rahmenbedingungen für den Energie­
sektor die übergeordneten politischen Interessen der 
Bundesrepublik Deutschland stärker einbeziehen 
würde. Ein fundamentales Interesse hat die Bundesre­
publik Deutschland sicherlich daran, das globale und 
das nationale ökologische Gleichgewicht zu erhalten, 
die internationale Wettbewerbsfähigkeit der deutschen 
Wirtschaft zu sichern sowie die westeuropäische Inte­
gration und die Ost-West-Kooperation zu fördern. Die 
Energiepolitik könnte hierzu wesentliche Beiträge lei­
sten.

Prioritäten der Energiepolitik

Nach den vorangegangenen Überlegungen erscheint 
es selbstverständlich, daß um die Prioritäten der Ener­
giepolitik immer wieder gerungen werden muß. Als klas­
sische Ziele der Energiepolitik gelten die Gewährlei­
stung einer preisgünstigen und sicheren Energieversor­
gung. Weitere Ziele sind heute die umweit- und sozial­
verträgliche Energienutzung, die Ölsubstitution und das 
Energiesparen. Die Rangfolge dieser Zielsetzungen 
hängt von den Funktionen ab, die der Energiepolitik bei­
gemessen werden.

Einem unbefangenen Beobachter der deutschen 
Wirtschaftspolitik dürfte zunächst auffallen, daß es zwar 
in der Bundsrepublik Deutschland eine Energiepolitik 
gibt, aber z. B. keine Automobil- oder Ghemiepolitik. Die­
ser Unterschied dürfte wohl kaum auf eine größere 
volkswirtschaftliche Bedeutung des Energiesektors zu­
rückzuführen sein, denn letztere Wirtschaftssektoren 
stellen deutlich mehr Arbeitsplätze. Entscheidend 
dürfte vielmehr sein, daß die Automobilindustrie und die 
Chemie international konkurrenzfähig sind und ihre Pro­
dukte in viele Länder exportieren, während die deutsche 
Energiewirtschaft weitgehend von Importen abhängig 
ist. Ihre strukturelle Entwicklung wird daher von exter­
nen Faktoren bestimmt. Die damit verbundenen Risiken
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und Anpassungserfordernisse begründen letztlich die 
Existenz der deutschen Energiepolitik.

Darüber hinaus sind auch Ansätze zu erkennen, ei­
nen Beitrag zur Lösung globaler Energieprobleme zu 
leisten. Das energiewirtschaftliche Fundamentalpro­
blem der Menschheit besteht darin, daß mit fossilen 
Energieträgern allein ihr Energiebedarf langfristig nicht 
gedeckt werden kann. Nur mit Hilfe von nuklearen oder 
solaren Energiesystemen können die Voraussetzungen 
für ihre zeitlich unbefristete Existenz auf hohem wirt­
schaftlichen und kulturellen Niveau geschaffen werden. 
Die Bundesrepublik Deutschland hat hierzu bisher pri­
mär durch eine massive Förderung der Kernenergiefor­
schung und -entwicklung beigetragen.

Preisgünstige Energieversorgung

Die Energiepolitik der Bundesrepublik Deutschland 
versteht sich selbst als Teil der Wirtschaftspolitik. Sie soll 
grundsätzlich marktwirtschaftlich ausgerichtet sein, 
d. h. die strukturelle Entwicklung des Energiesektors 
soll nicht vom Staat, sondern vom Markt gesteuert wer­
den. Die Aufgabe des Staates ist es demnach vor allem, 
allzu starke Ausschläge des Energiemarktes bzw. deren 
Auswirkungen zu dämpfen. Die energiepolitische Praxis 
entspricht diesem Bild der Energiepolitik aber keines­
wegs. Einerseits wird die inländische Steinkohlengewin­
nung seit Ende der 50er Jahre unter massivem Einsatz 
staatlicher Subventionen weit über dem Niveau gehal­
ten, das sich bei reiner Marktsteuerung ergeben würde. 
Andererseits ist mit Hilfe staatlich finanzierter Grundla­
genforschung und Entwicklungsprogramme die Kern­
technik so weit vorangetrieben worden, daß Kernkraft­
werke heute in etwa ein Drittel des Stromverbrauchs in 
der Bundesrepublik decken. Hinzu kommt noch eine 
Fülle von Maßnahmen -  z, B. die Förderung des Fern- 
wärmeausbaus die der Zurückdrängung des Ölver­
brauchs dient. In der Praxis hat die Energiepolitik somit 
den Strukturwandel der Energieversorgung in den letz­
ten Jahrzehnten mitgestaltet. Eindeutig gegen die 
Marktkräfte gestemmt hat sich die Bundesregierung mit 
ihrer Kohlepolitik.

Um die energiepolitische Praxis wieder stärker markt­
wirtschaftlich auszurichten, hat H. K. Schneider vorge­
schlagen’, die Gewährleistung einer preisgünstigen 
Energieversorgung zum Oberziel der Energiepolitik zu 
machen. Hauptaufgabe der Energiepolitik wäre in den 
kommenden Jahren demnach, eine Vielzahl von Regle­
mentierungen abzuschaffen und den marktwirtschaftli­
chen Ordnungsrahmen im Bereich der Energieversor-

 ̂ Vgi. Hans K, S c h n e i d e r :  Energiepoiiiische Alternativen für die 
90erJahre,in;WIRTSCHAFTSDIENST67 Jg {1987),H 3,S 132-139

gung wieder herzustellen. Energiepolitik würde nach 
diesem Vorschlag durch eine Entregulierungspolitik ab­
gelöst. Da das Ziel einer preisgünstigen Energieversor­
gung keinen Raum für eigenständige politische Krite­
rien läßt, würde die Energiepolitik die Fähigkeit verlie­
ren, gestaltend auf die Energieversorgung einzuwirken.

So verständlich dieser Vorschlag wegen des großen 
Anteils strukturkonservierender Maßnahmen an der 
Energiepolitik auch ist, so erscheint doch eine solche 
Selbstbeschränkung der Energiepolitik weder sinnvoll 
noch realistisch. Sie ist letztlich -  auch wenn sie institu­
tioneil der Wirtschaftspolitik zugeordnet ist -  eingebettet 
in ein übergeordnetes Zielsystem, daß z.B . auch außen­
politische, sozialpolitische und regionalpolitische Ziel­
setzungen umfaßt. Energiepolitik kann in diesem Kon­
text dazu beitragen, verfestigte ökonomische Struktu­
ren an die Erfordernisse anzupassen, die sich aus dem 
internationalen Umfeld und aus absehbaren globalen 
Zukunftsproblemen der Energieversorgung ergeben. 
Würde die Gewährleistung einer preisgünstigen Ener­
gieversorgung zum obersten Ziel der Energiepolitik, 
ohne daß sich das übergeordnete Zielsystem verändert, 
so würden die zunächst ignorierten Zielsetzungen bei 
den energiepolitischen Entscheidungen eben als Ne­
benziele berücksichtigt. Diese können aber unter Um­
ständen so restriktiv sein, daß sie das Ergebnis stärker 
bestimmen als die eingeschränkten Zielsetzungen der 
Energiepolitik.

Versorgungssicherheit und Kohlepolitik

Im Kohlesektor hat die Energiepolitik seit Ende der 
50er Jahre auf die Erhaltung einer inländischen Stein­
kohlenförderung hingewirkt. Begründet werden die In­
terventionen in diesem Bereich mit dem Ziel, die Ener­
gieversorgung gegen Lieferausfälle zu sichern. Dieses 
Ziel war wohl auch zu Beginn dieser Kohlepolitik -  Ende 
der 50er Jahre -  tatsächlich noch maßgebend, weil da­
mals die Steinkohle noch eine führende Rolle auf dem 
deutschen Energiemarkt hatte. Heute dürften jedoch 
angesichts des inzwischen stark verminderten Beitrags 
der Steinkohle und der starken internationalen Verflech­
tungen in vielen Bereichen der Wirtschaft sozial- und re­
gionalpolitische Gesichtspunkte bei der Steinkohle­
sicherungspolitik entscheidend sein.

Die Importabhängigkeit der deutschen Energieversor­
gung allein kann als Begründung für Subventionen zu­
gunsten des deutschen Steinkohlenbergbaus schon 
deshalb nicht ausreichen, weil dann viele andere W irt­
schaftszweige mit gleichem Recht staatliche Hilfen ver­
langen könnten und ein prohibitiv hoher Subventionsbe­
darf entstehen würde. Im übrigen kann eine inländische 
Steinkohlengewinnung die Sicherheit unserer Energie-
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Versorgung nur sehr begrenzt verbessern. Dies zeigen 
auch folgende Überlegungen: Als besonders krisenan­
fällig gilt wegen der starken Konzentration der Ölreser­
ven im Nahen Östen die Versorgung mit Rohöl. Durch 
Aufrechterhaltung eines inländischen Steinkohlenberg­
baus kann dieses Risiko aber nicht wesentlich vermin­
dert werden, da Öl kurzfristig nur in geringem Umfang 
durch Steinkohle substituiert werden kann. Aus den Ab­
satzbereichen, in denen eine kurzfristige Substitution 
grundsätzlich möglich wäre, wie vor allem in der Strom­
erzeugung, ist das Öl aber schon weitgehend verdrängt 
worden.

Der Sicherheitsgewinn durch Aufrechterhaltung einer 
inländischen Steinkohlengewinnung ist daher primär an 
den Risiken von Kohleimporten zu messen. Das Versor­
gungsrisiko auf dem Weltkohlemarkt wird aber wegen 
der im Vergleich zum Öl günstigeren Diversifizierung der 
Versorgungsquellen als gering veranschlagt. Hier sind 
allenfalls temporäre Versorgungsstörungen denkbar 
Um diese auffangen zu können, müßten im Krisenfall 
schnell zusätzliche Kohlemengen mobilisiert werden. In 
dem Maße, wie der inländische Steinkohlenbergbau im 
Krisenfall in der Lage wäre, seine Produktion kurzfristig 
zu steigern, lassen sich Subventionen für ihn als Sicher­
heitsprämien rechtfertigen. Nur für einen Bruchteil der 
Subventionen, die dem deutschen Steinkohlenbergbau 
zufließen, dürfte dies allerdings zutreffend.

Eine Revision der Kohlepolitik ist wegen der damit ver­
bundenen sozial- und regionalpolitischen Probleme 
nicht von heute auf morgen möglich. Schließlich hat 
diese Politik auch mit zu den heutigen Strukturproble­
men des Ruhrgebiets beigetragen. Aus ihrer sozial- und 
regionalpolitischen Verantwortung für diese Region 
kann die Energiepolitik erst entlassen werden, wenn 
dort eine effektive Regionalpolitik durchgesetzt werden 
kann.

Ausstieg aus der Kernenergie?

Der Reaktorunfall in Tschernobyl im April 1986 hat er­
neut eine Debatte über die Verantwortbarkeit der Kern­
energie ausgelöst. Der Schwerpunkt der Diskussion hat 
sich aber bald auf die Frage verlagert, welche ökonomi­
schen Auswirkungen ein Verzicht auf die Nutzung der 
Kernenergie in der Bundesrepublik Deutschland haben 
würde. Zu dieser Frage sind einige Studien veröffent­
licht worden. Ihre Ergebnisse lauten kurz zusammenge­
faßt, daß die Stromerzeugungskosten dadurch um 1 bis 
6 Pfennige je Kilowattstunde steigen würden. Die Mehr­
kosten wären um so höher, je schneller der Ausstieg er­
folgte und je stärker die Energiepreise in den kommen­
den Jahren ansteigen würden. Selbst geringe Strom­

preissteigerungen können die Probleme in einigen 
stromintensiven Grundstoffindustrien verschärfen. Eine 
starke Beeinträchtigung des gesamtwirtschaftlichen 
Wachstums wäre aber allenfalls bei einer aus heutiger 
Sicht unwahrscheinlichen Ölpreisexplosion zu erwar­
ten®.

Bei diesen Berechnungen mußten notwendigerweise 
einige grobe Vereinfachungen vorgenommen werden. 
So wurde z. B. in keiner der bisher vorliegenden Studien 
berücksichtigt, daß Kostensteigerungen in der inländi­
schen Stromerzeugung erhöhte Stromimporte zur 
Folge haben könnten, insbesondere nach Schaffung ei­
nes europäischen Binnenmarktes. Auf diese Gesichts­
punkte ist in der Diskussion der Studien ausführlich ein­
gegangen worden. Hier soll versucht werden, die 
Grundsatzfrage zu beantworten, ob ein Ausstieg aus 
der Kernenergie als ein singulärer politischer Akt be­
trachtet werden könnte, der im übrigen die Wirtschafts­
politik unberührt ließe, oder ob eine solche Maßnahme 
nicht vielmehr der Auftakt für einen grundsätzlichen 
Wandel der Wirtschaftspolitik sein müßte oder doch so 
verstanden werden könnte.

Ein erster Anhaltspunkt für die Beantwortung der hier 
aufgeworfenen Frage kann aus den Begründungen für 
einen Kernenergieausstieg gewonnen werden. Die So­
zialdemokratische Partei Deutschlands begründet ihre 
Entscheidung gegen die Nutzung dieser Technik u. a. 
mit dem Argument, daß sie räumlich und zeitlich unbe­
grenzte Gefahren und Risiken für Leben und Umwelt be- 
wirke“*. Dies gilt aber keineswegs ausschließlich für die 
Kernenergie. Räumlich und zeitlich unbegrenzte Gefah­
ren und Risiken sind auch mit der Verbrennung von fos­
silen Energieträgern verbunden. Darüber hinaus beste­
hen große Risikopotentiale auch in der Chemie. Eine 
konsequente Anwendung dieses Ausstiegs-Kriteriums 
würde demzufolge zur Einstellung einer ganzen Reihe 
von wirtschaftlichen Aktivitäten führen müssen. Die 
weltwirtschaftlich führende Position der Bundesrepublik 
Deutschland würde dadurch gefährdet.

Mit den Grundinteressen der Bundesrepublik 
Deutschland allenfalls noch vereinbar ist somit ein Aus­
stieg aus der Kernenergie nur unter der paradoxen Vor­
aussetzung, daß die allgemeinen Kriterien, die diese 
Entscheidung begründen, nur in einem speziellen Be-

 ̂ Vgl. ebenda.

 ̂ Vgl. die Analyse der Studien von Knut K ü b I e r : Möglichkeiten und 
Konsequenzen eines Verzichts auf die Kernenergie. Eidgenössische 
Technische Hochschule Zürich. Juni 1987.

'' Vgl, Deutscher Bundestag, 11. Wahlperiode, Drucksache 11/13 vom 
19. 2. 1987. Gesetzentwurf der Fraktion der SPD: Gesetz zur Beendi- 
gung der energiewirtschaftlichen Nutzung der Kernenergie und ihrer si- 
cherheiistechnischen Behandlung in der Übergangszeit (Kernenergie- 
abwickiungsgesetz). S. 15.
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reich gelten sollen. Um dies sicherzustellen, bedarf es 
allerdings eines riskanten politischen Balanceaktes.

Für einen Kernenergieausstieg wird vielfach auch mit 
dem Hinweis argumentiert, daß es heute schon andere 
Energietechniken gebe, die langfristig, ressourcenscho­
nend und umweltverträglich eingesetzt werden könn­
ten^.

Energieoptionen

Eine langfristige Alternative zur Kernenergie, die mit 
Hilfe des Schnellen Brüters in absehbarer Zeit zu einer 
praktisch unerschöpflichen Energiequelle werden kann, 
ist zweifellos die großflächige Nutzung von Sonnenener­
gie in hierfür günstigen Regionen. Die Erzeugung von 
Strom und Wasserstoff mit Hilfe von Sonnenenergie und 
der interkontinentale Transport der gewonnenen Ener­
gie sind grundsätzlich technisch machbar Demgegen­
über stellen die sehr hohen Kosten dieser Techniken 
heute noch eine unüberwindbare Hürde für Ihren massi­
ven Einsatz dar. Ihre Erzeugungskosten liegen nämlich 
um das Zehn- bis Zwanzigfache höher als der heute üb­
liche Strompreis. Um die großflächige Nutzung der So­
larenergie zu einer wirtschaftlich tragfähigen Option zu 
machen, müssen daher noch grundlegende technische 
Innovationen getätigt werden.

Selbst wenn diese Hürde überwunden werden könnte 
-  was heute ungewiß ist - ,  so stünden einem forcierten 
Ausbau großflächiger Solarenergiesysteme auch politi­
sche Restriktionen entgegen. Ähnlich wie die Ölreser­
ven sind nämlich auch die für Europa nutzbaren Son­
nenenergiepotentiale stark auf Nordafrika und den Na­
hen Osten konzentriert. Der Import von Solarenergie 
aus dieser Region würde daher mindestens so große Si­
cherheitsrisiken beinhalten wie von Öl. Hinzu kommt, 
daß der enorme Materialverbrauch -  insbesondere von 
Stahl und Beton -  beim Aufbau großflächiger solarer 
Energiesysteme vorübergehend auch zu erhöhten Um­
weltproblemen führen könnte ®.

Trotz dieser Probleme und Risiken erscheint es sinn­
voll, die Solarforschung zu verstärken mit dem Ziel, der 
Menschheit langfristig eine weitere Option für eine un­
befristete globale Energieversorgung zu schaffen. An­
gesichts der spezifischen Probleme und Risiken jeder 
der Energieoptionen wird es aber sicherlich auch künftig 
sinnvoll sein, die globale Energieversorgung nicht aus­
schließlich auf einen Energieträger auszurichten, son­
dern möglichst weitgehend zu diversifizieren. Diese 
Überlegungen lassen nur die Schlußfolgerung zu, daß

Ebenda.

® Vgl. das Interview mit Wolf H ä f e I e , in; „VDI Nachrichten magazin“ , 
4/1988, S. 18 H

mit dem heutigen Stand der Solartechnik ein Ausstieg 
aus der Kernenergie nicht begründet werden kann. Eine 
solche Entscheidung könnte wohl eher als Versuch ge­
wertet werden, sich einer globalen energiepolitischen 
Verantwortung zu entziehen.

Nach den Ergebnissen der meisten neueren Progno­
sen des Weltenergieverbrauchs wird der globale Ener­
giebedarfszuwachs in den nächsten Jahrzehnten pri­
mär durch Kohle und Kernenergie gedeckt werden. Eine 
solche Entwicklung wäre aber mit erheblichen Risiken 
verbunden, insbesondere mit dem Risiko von weltwei­
ten Klimaveränderungen aufgrund einer zunehmenden 
COs-Anreicherung der Atmosphäre. Die Kohle wird vor 
allem wegen ihrer großen Ressourcenbasis als tragfä­
hige Brücke In eine ferne Energiezukunft betrachtet. Die 
vollständige Verteuerung dieser Ressourcen würde 
aber den COj-Gehalt der Atmosphäre weit über den 
Grenzwert ansteigen lassen, ab dem globale Klimaver­
änderungen wahrscheinlich sind. Soweit eine Steige­
rung des Versorgungsbeitrages der fossilen Energieträ­
ger in absehbarer Zeit notwendig ist, erscheint es über­
dies sinnvoller, primär die Nutzung desjenigen Energie­
trägers voranzutreiben, dessen Verteuerung mit deut­
lich geringeren Schadstoffemissionen verbunden ist als 
die von Kohle, nämlich des Erdgases. Die Ressourcen­
situation beim Erdgas läßt gegenüber den heutigen 
Planungen auch durchaus noch Spielraum für eine ver­
stärkte Expansion.

Erhöhter Gaseinsatz

Die nachgewiesenen Erdgasreserven der Welt betru­
gen 1987 rund 108 Bill, m^, das entspricht etwa 97 
Mrd. t Rohöleinheiten. Sie haben sich damit gegenüber 
1972 verdoppelt. Die Gasgewinnung wurde im gleichen 
Zeitraum nur halb so stark erhöht, nämlich um 52 % auf 
knapp 1,9 Bill, m^ (1,7 Mrd. t Rohöleinheiten). Würde der 
Gasverbrauch bis zum Jahre 2020 verdoppelt, dann wä­
ren die heute nachgewiesenen Gasreserven etwa zu 
80% erschöpft. Die gesamten Gasressourcen dürften 
aber weit über die heute nachgewiesenen Reserven 
hinausgehen, so daß aus heutiger Sicht eine solche Ver­
brauchsentwicklung durchaus vertretbar erscheint. 
Nach den Ergebnissen neuerer Weltenergieprognosen 
ist aber eher ein geringerer Anstieg des Gasverbrauchs 
zu erwarten. Dämpfend auf den Gasabsatz wirken ins­
besondere die hohen Transport- und Verteilungskosten 
sowie weitere Fortschritte bei der rationellen Energie­
nutzung. Hinzu kommt, daß internationale Gaslieferun­
gen politischen Einflüssen unterliegen und der Gasein­
satz in Importabhängigen Ländern oft aus sicherheits­
polltischen Erwägungen begrenzt wird.
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Ein größerer Gasabsatz könnte durch verschärfte 
Umweitschutzauflagen bzw. durch stärkere Berücksich­
tigung der externen Kosten der Energienutzung bei den 
Energiepreisen herbeigeführt werden. Um einen erhöh­
ten Gaseinsatz auch in der Stromerzeugung zu ermögli­
chen, müßten außerdem Vorschriften abgeschafft wer­
den, die dem entgegenstehen. Der Gasverbrauch 
könnte langfristig auch dann relativ stark steigen, wenn 
sich erstens Ol erheblich verteuerte und sich zweitens 
die Gaspreise hiervon abkoppelten. Ersteres ist mittelfri­
stig wenig wahrscheinlich und letzteres setzt eine Inten­
sivierung des Wettbewerbs im Gassektor voraus.

Für Westeuropa liegt ein verstärkter Gaseinsatz nicht 
nur aus energiewirtschaftlichen Gründen nahe. Auch 
ein Interesse an einer verstärkten wirtschaftlichen Zu­
sammenarbeit mit der Sowjetunion könnte dafür spre­
chen. Die Sowjetunion verfügt nämlich über etwa 40 % 
der Gasreserven der Welt und könnte durch erhöhte 
Gasexporte ihre Deviseneinnahmen steigern. Mit dem 
bereits vorhandenen Leitungssystem könnten die Erd­
gaslieferungen der Sowjetunion um etwa ein Drittel er­
höht werden. Langfristig ist selbst bei einer vorrangigen 
Belieferung der osteuropäischen Länder noch eine Ver­
doppelung der Exporte nach Westeuropa möglich. Dazu 
wäre allerdings eine Übereinkunft über den Bau einer 
zusätzlichen Pipeline notwendig^.

Fazit

Die derzeitige massive Subventionierung des inländi­
schen Steinkohlenbergbaus kann energiepolitisch nicht 
gerechtfertigt werden und muß daher längerfristig deut­
lich reduziert werden. Da in absehbarer Zeit keine 
grundlegende Verbesserung der Wettbewerbsposition 
dieses Wirtschaftszweiges zu erwarten ist, dürfte dies 
zur Folge haben, daß der bereits eingeleitete Kapazi­
tätsabbau im inländischen Steinkohlenbergbau in den 
kommenden Jahren anhalten wird. Die Energiepolitik ist 
verantwortlich dafür, daß diese Entwicklung kontrolliert 
und sozial verträglich abläuft. Eine aktive Wachstums­
politik für die betroffenen Regionen könnte die Energie­
politik dabei entlasten.

Aus der Sicht der weltweiten Energieversorgung be­
steht das energiepolitische Fundamentalproblem darin, 
daß mit den vermutlich verfügbaren fossilen Energieres­
sourcen allein der Energiebedarf der Menschheit zwar 
noch sehr lange, aber doch nur zeitlich begrenzt ge­
deckt werden kann. Sollten die mit der Verbrennung die­
ser Energieträger verbundenen COa-Emissionen -  wie

' Vgl. Manfred H o r n :  Die künftige Rolle des Erdgases in der Energie­
versorgung, in: DlW-Wochenbericht Nr. 19/1988 vom 11. 5. 1988.

vielfach vermutet wird -  tatsächlich zu drastischen Kli­
maveränderungen führen, dann dürfte aber nur ein Teil 
dieser Ressourcen genutzt werden können.

Die Bundesrepublik Deutschland kann einen Beitrag 
zur langfristigen Sicherung der globalen Energieversor­
gung leisten, indem sie die Solarforschung verstärkt 
und die Erforschung und Entwicklung der Kernspaltung 
und der Kernfusion aufrechterhäit. Würde sie auf die 
Nutzung der Kernenergie verzichten, so könnte eine sol­
che Entscheidung angesichts der Risiken der globalen 
Energieversorgung als Versuch gewertet werden, sich 
ihrer internationalen Verantwortung zu entziehen. Hier­
durch könnte unter Umständen aber auch eine Entwick­
lung eingeleitet werden, die die führende weltwirtschaft­
liche Position der deutschen Wirtschaft gefährdet. Sinn­
voller als ein Ausstieg aus der Kernenergie dürfte die Er­
forschung von Möglichkeiten zur weiteren Erhöhung der 
Sicherheit von Kernenergieanlagen sowie zur längerfri­
stigen Begrenzung des Kernenergieeinsatzes durch ra­
tionelle Energienutzung und durch Bereitstellung ko­
stengünstiger Ersatzenergien sein. Die Solarenergie ist 
aus Kostengründen in absehbarer Zeit keine Alternative 
zur Kernenergie.

Da aus ökologischen Gründen vermutlich nur ein Teil 
der gesamten fossilen Energieressourcen genutzt wer­
den kann, erscheint es sinnvoll, von ihnen künftig vor­
rangig diejenigen Energieträger zur Deckung des Ener­
gieverbrauchswachstums zu nutzen, die die geringsten 
Umweltschäden hervorrufen. Unter Umweltgesichts­
punkten ist unter den fossilen Energieträgern das Erd­
gas zweifellos der Kohle vorzuziehen. Es stehen welt­
weit ausreichende Erdgasreserven und -ressourcen zur 
Verfügung, um in absehbarer Zeit den Gasverbrauch -  
auch in W esteuropa-kräftig zu steigern. Dies setzt aller­
dings voraus, daß politische Restriktionen für den Gas­
einsatz in der Strom- und Fernwärmeerzeugung besei­
tigt werden.

Neben umweltpolitischen Gesichtspunkten sprechen 
auch außenpolitische Interessen der Bundesrepublik 
Deutschland für einen verstärkten Ausbau der Gasver­
sorgung. In einem solchen Fall könnte angesichts ihrer 
großen Gasreserven nämlich auch die Sowjetunion ihre 
Lieferungen erhöhen, was angesichts der prekären De­
visensituation dieses Landes zweifellos Impulse für den 
Ost-West-Handel auslösen würde.

Die Konzeption und Umsetzung einer energiepoliti­
schen Strategie, die die übergeordneten politischen In­
teressen der Bundesrepublik Deutschland stärker als 
bisher zur Geltung bringt, könnte auch durch Gründung 
eines eigenständigen Energieministeriums -  nach dem 
Vorbild der USA -  gefördert werden.

WIRTSCHAFTSDIENST 1988/Vlll 411


